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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Kleine Anfrage Nr. 347 der Fraktion der SPD - Nr. 4463 der 
Drucksachen - Truppenübungsplatz Wollseifen 


I. Zu der Kleinen Anfrage Nr. 347 der 
Fraktion der SPD, betreffend Truppen- 
übungsplatz Wollseifen, nehme ich wie 
folgt Stellung: 

Die britische Besatzungsmacht hat am 
1. September 1946 zu Schieß- und Übungs- 
zwecken für die belgischen Besatzungs- 
truppen das Gebiet um Wollseifen be- 
schlagnahmt und zum Sperrgebiet erklärt. 

Es muß vorausgeschickt werden, daß die 
Beschlagnahme dieses Gebietes im Jahre 
1946 zu einer Zeit erfolgt ist, als die 
Länder Träger der Besatzungslasten waren. 
Die Besatzungslasten und -folgelasten sind 
nach den auf Grund des Art. 120 GG erlasse- 
nen Uberleitungsgesetzen erst ab 1 .April 1 950 
auf den Bund übergegangen. Danach ist es 
Sache des Landes Nordrhein- Westfalen, für 
die infolge der bereits im Jahre 1 946 erfolgten 
Beschlagnahmen notwendigen Entschädi- 
gungs- und Umsiedlungsmaßnahmen Sorge 
zu tragen. Das Land Nordrhein- Westfalen 
hat die Betroffenen auch in verschiedenen 
Orten des Landkreises Schleiden ander- 
weitig angesiedelt. Einzelne Betroffene sind 
aber noch in Baracken notdürftig unter- 
gebradit. Wegen einer Berücksichtigung 
dieser wohnungsmäßig notdürftig unter- 
gebrachten Betroffenen im Rahmen des 
4. Ersatzwohnungsbauprogrammes für Alt- 
besatzungsverdrängte, wofür der Bund dem 
Land Nordrhein -Westfalen 3,2 Mio DM 
zur Verfügung gestellt hat,*8(hweben der- 
zeit Verhandlungen zwischen den örtlichen 
Behörden und dem dafür zuständigen 


Herrn Minister für Wiederaufbau des 
Landes Nordrhein-Westfalen. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat 
erst Ende April 1953 im Zusammenhang 
mit den Forderungen der Besatzungsmacht 
auf Erweiterung des Truppenübungsplatzes 
Vogelsang davon Kenntnis erlangt, daß 
bei der durch die frühere Beschlagnahme 
betroffenen Bevölkerung eine gewisse Un- 
zufriedenheit besteht. Am 19. Mai 1953 
sind daraufhin Referenten meines Hauses 
nach Klärung gewisser Vorfragen mit Ver- 
tretern des Landes Nordrhein -Westfalen 
zusammengetroffen, um eine I^ösung für 
eine rasche und befriedigende Abwicklung 
der Angelegenheit zu finden. 

II, Im einzelnen wird zu den Fragen 1 bis 4 
wie folgt Stellung genommen: 

Zu 1 

Der Kreistag des Grenzkreises Schleiden 
hat am 16. Juli 1953 der Bundesregierung 
die Wünsche der Betroffenen in einer 
Denkschrift betreffend Stellungnahme und 
Vorschläge zur Entschädigungsfrage Woll- 
seifen-Dreiborn unterbreitet. 

Bisher wurde die Nutzungsentschädigung 
für die beschlagnahmten Grundstücke nach 
den Vorschriften der Ersten Anordnung 
über die Entschädigung für die Requisition 
von Grundstücken vom 31. Januar 1949 
(Ministerialblatt des Landes Nordrhein- 
Westfalen 1949 S, 69) festgesetzt. Die Höhe 
dieser Festsetzung ist vom Bundesrechnungs- 
hof in seiner Prüfungsmitteilung vom 
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17. Juni 1952 - Bes. B 3052/50 - bean- 
standet worden. Hiernach sind gewisse Be- 
träge für Mieten eigengenutzter Wohnungen 
und für Grundsteuern zurückgefordert 
worden. 

Um eine befriedigende Abfindung der 
Betroffenen zu erreichen, ist unter Aus- 
nutzung aller Möglichkeiten eines Härte- 
ausgleiehs vorbehaltlich des Ergebnisses 
der angestellten Ermittlungen beabsiditigt, 
die Nutzungsentschädigung für die land- 
wirtschaftlichen Wirtschaftsjahre vom l.Juli 
1950 bis 30. Juni 1954 in der Weise zu 
errechnen, daß ein prozentualer Anteil 
des Betrages gewährt werden soll, der 
nach dem durchschnittlichen Ernteertrag 
des in Anspruch genommenen Grundstückes 
bei Unterstellung einer betriebsüblichen 
Fruchtfolge und einem Durchschnittspreis 
unter Abzug der ersparten Werbungskosten 
und unter Berücksiditigung des Risiko- 
ausfalls zu ermitteln ist. Geprüft wird, ob 
daneben noch ein übliches Entgelt für 
Wohngebäude gezahlt werden kann. Auf 
den Gesamtbetrag wäre der Reinertrag 
anzurechnen, den der Betroffene auf sei- 
nem Ersatzgrundstück erzielt. 

Da nur der Reinertrag des Ersatzgrund- 
stückes angerechnet wird, ist sichergestellt, 
daß den Betroffenen, die schlechtere Er- 
satzgrundstücke bewirtsdiaften oder die 
aus sonstigen Gründen - etwa infolge vor- 
gerückten Alters - geringere Erträge er- 
zielen, keine Nachteile entstehen können. 

Die Bundesregierung wird bemüht sein, 
im Benehmen mit dem Bundesrechnungs- 
hof eine gerechte Regelung zu finden, die 
den besonderen Verhältnissen in Woll- 
seifen Rechnung trägt. 

Zu 2 

Mit Schreiben vom 18. Juli 1953 hat das 
Bundesministerium der Finanzen die Ober- 
finanzdirektion in Köln angewiesen, ohne 


Rücksicht auf den Ausgang der derzeitigen 
Verhandlungen über eine Erweiterung des 
Truppenübungsplatzes Vogelsang den be- 
schlagnahmten Grund und Boden des 
Übungsplatzes einschließlich der früheren 
Gemeinde Wollseifen, soweit er sich in 
privater Hand befindet, unverzüglich an- 
zukaufen. Die Mehrzahl der Wollseifener 
Bauern hat sidi zu einem Verkauf ihrer 
Grundstücke audi bereit erklärt. Hier- 
durch werden die Betroffenen finanziell 
in die Lage versetzt, sich, soweit noch 
nicht geschehen, eine neue Existenz zu 
schaffen. Da eine Bereinigung der Ange- 
legenheit durch Ankauf der beschlagnahm- 
ten Grundstücke erfolgt, ist eine Unter- 
stützung der Betroffenen durdi Ausfall- 
bürgsdiaften usw. nicht erforderlich. 

Zu 3 

Soweit im Einzelfall die Umsetzung von 
gewerblichen oder landwirtschaftlichen Be- 
trieben aus besonderen Gründen die Ge- 
währung zusätzlicher Darlehen zum Aufbau 
einer vergleichbaren Existenz erfordern 
sollte, muß es dem Land Nordrhein- 
Westfalen überlassen werden, etwa not- 
wendige Hilfsmaßnahmen durchzuführen. 

Zu 4 

Diese Frage ist im Zusammenhang mit 
der Frage 2 zu beantworten. Dort ist 
ausgeführt, daß beabsichtigt ist, die ge- 
samten beschlagnahmten Grundstücke der 
Betroffenen anzukaufen, wodurch auch 
den über 65 Jahre alten Landwirten die 
Mittel an die Hand gegeben werden, sich 
einen ausreichenden Altersschutz zu sichern. 


In Vertretung des Staatssekretärs 
Dr. Oeftering 



